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Geſetz⸗Sammlun 


fuͤr die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— No. 13. 


(No. 4252.) Vertrag zwiſchen Sr. Majeſtaͤt dem Könige von Preußen und Ihren Durch⸗ 
f lauchten den Fuͤrſten von Reuß⸗Schleitz und Reuß⸗Lobenſtein und Ebersdorf, 
den Beitritt zum Zollverbande betreffend. Vom Iten Dezember 1829. 

er Seiner Majeſtaͤt dem Könige von Preußen und Ihren Durchlauchten 
den Fuͤrſten von Reuß⸗Schleitz und Reuß⸗Lobenſtein und Ebersdorf iſt zur 
Erleichterung des Verkehrs der beiderfeitigen Unterthanen durch die unterzeichneten 
Bevollmaͤchtigten nachſtehende Uebereinkunft verabredet und abgeſchloſſen worden. 

Art. 1. Ihre Durchlauchten die Fuͤrſten von Reuß ⸗Schleitz und Reuß⸗ 
Lobenſtein und Ebersdorf erklaͤren Sich bereit, mit Ihren Landen dem Zollver⸗ 
bande der oͤſtlichen Preußiſchen Provinzen oder dem Baieriſch⸗-Wuͤrtembergiſchen 
Zollvereine beizutreten, wie es dem gemeinſamen Intereſſe der betheiligten Staaten 
am angemeſſenſten befunden werden wird. 

Dieſe Zollereinigung ſoll nach vorhergegangener nähern Vereinbarung 
uͤber die Bedingungen und Modalitaͤten ſowohl in Abſicht der Theilnahme an den 
Zolleinkuͤnften, als auch der Einrichtung der Zollverwaltung in Ausfuͤhrung 
gebracht werden, ſobald derfelben die früher von Ihren Fuͤrſtlichen Durchlauchten 
mit andern Staaten in Beziehung auf Zoll- und Handelsverhaͤltniſſe getroffenen 
Verabredungen nicht mehr entgegenſtehen. =E 

Bis dahin, ſpaͤteſtens bis zum Aften Januar 1835., ift man uͤber nach- 
ſtehende gegenſeitige Erleichterungen des Verkehrs und Gewerbebetriebs uͤberein— 


gekommen. 


Art. 2. Zwiſchen folgenden Preußiſchen Landestheilen, als: 
a) dem Landkreiſe Erfurt, 275 
b) dem Kreiſe Schleufingen, 
c) dem Kreiſe Ziegenruͤck i 12 5 f 
einerſeits und den Landen Ihrer Durchlauchten der Fuͤrſten von Reuß ⸗Schleitz 
und Reuß⸗Lobenſtein und Ebersdorf andererſeits, foll vom Aften März kuͤnftigen 
Jahres an dergeſtalt ein freier gegenſeitiger Verkehr beſtehen, daß die von den 
beiderſeitigen Unterthanen innerhalb jener Lande und Landestheile zu verfuͤhrenden 
Waaren aller Art uͤberall den eigenen inlaͤndiſchen Waaren völlig gleich behandelt 
werden, auch nirgends einem X ienzolle, es mag dieſer unter dem Namen Geleit 
oder einem andern Namen bis dahin beſtanden haben, ferner unterliegen ſollen. 
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Ausgenommen von dieſer gegenſeitigen Freiheit des Verkehrs ſind: 

a) Salz und Spielkarten, indem der Verkehr mit dieſen Gegenſtaͤnden den 
in den Landen eines jeden der kontrahirenden Theile hieruͤber beſtehenden 
Anordnungen unterworfen bleibt; 

b) alle Gegenſtaͤnde, von welchen bei der Erzeugung oder Bereitung im In⸗ 
lande eine Abgabe erhoben wird. Der freie Verkehr mit dieſen Gegenſtaͤn⸗ 
den aus einem Gebiete in das andere findet nur mit der Einſchraͤnkung 
Statt, daß dieſelben, wenn ſie in das Gebiet des andern kontrahirenden 
Theils eingebracht werden, daſelbſt einer Abgabe unterliegen, welche der⸗ 
jenigen gleichkommt, womit die eigenen inlaͤndiſchen Erzeugniſſe derſelben 
Art belaſtet ſind. 

Art. 3. In Abſicht des Verkehrs zwiſchen der Stadt Erfurt und den 
gedachten Fuͤrſtlich-Reußiſchen Landen, ſowohl was den Eingang als die Durch⸗ 
fuhr anbelangt, ſollen vom 1ſten Maͤrz kuͤnftigen Jahres an die beiderſeitigen 
Unterthanen dergeſtalt gleich behandelt werden, daß einerſeits die Fuͤrſtlichen 
Unterthanen in der Stadt Erfurt dieſelben Vortheile und Beguͤnſtigungen ges 
nießen, welche den eigenen Preußiſchen Unterthanen des Landkreiſes Erfurt und 
der Kreiſe Schleuſingen und Ziegenruͤck daſelbſt zuſtehen, andererſeits aber auch 
den Einwohnern der Stadt Erfurt in den Fuͤrſtlich-Reußiſchen Landen alle 
die Vortheile und Beguͤnſtigungen zu Statten kommen, worauf die Einwohner 
der gedachten Kreiſe nach Artikel 2. in den Fuͤrſtlich⸗ Reußiſchen Landen An⸗ 
ſpruch machen koͤnnen. 

Art. 4. Vom Aften März k. J. an ſoll, ohne Beſchraͤnkung auf be⸗ 
ſondere Landestheile und Provinzen, von Koͤniglich-Preußiſchen und Fuͤrſtlich⸗ 
Reußiſchen Unterthanen, welche in dem Gebiete des andern kontrahirenden 
Theils Handel und Gewerbe treiben oder Arbeit ſuchen, keine Abgabe ent⸗ 
richtet werden, welcher nicht gleichmaͤßig die eigenen Unterthanen derſelben Art 
unterworfen find. Dies ſoll auch insbefondere von ſolchen Handels- und Ge⸗ 
werbsleuten gelten, welche die Maͤrkte des Handels wegen beſuchen. 

Art. 5. Die Art und Weiſe der Ausſtellung der Urſprungs⸗Zeugniſſe, 
von welchen die Waarenſendungen begleitet ſeyn muͤſſen, wenn dafur die zuge⸗ 
ſtandenen Beguͤnſtigungen in Anſpruch genommen werden ſollen, bleibt beſonderer 
Verabredung vorbehalten. 

5 Art. 6. Zur Sicherung Ihrer Andes Gefaͤlle wollen ſich beide 
kontrahirenden Theile gegenſeitig unterſtuͤtzen. Daher wollen auch Ihre Durch: 
lauchten die Fuͤrſten von Reuß⸗Schleitz und Reuß⸗Lobenſtein und Ebersdorf ge⸗ 
ſtatten, daß die Preußiſchen Zollbeamten die Spur begangener Unterſchleife in das 
Fuͤrſtliche Gebiet verfolgen, und ſich mit Zuziehung der Orts- Obrigkeit des That⸗ 
beſtandes verſichern, wogegen hinſichtlich der Beeinträchtigung der Fuͤrſtlich-Reu⸗ 
ßiſchen Gefälle den Fuͤrſtlichen Beamten eine gleiche Befugniß in dem Preußiſchen 
Gebiete zugeſtanden wird. Nicht weniger ſollen die Behoͤrden den fuͤr die Auf⸗ 
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rechthaltung der beiderſeitigen Zollgeſetze ergehenden Requiſttionen gegenſeitig un⸗ 
verzüglich nachkommen, und auf desfallſigen Antrag die von Unterthanen des 
einen Theils gegen die Zollgeſetze des andern Theils veruͤbten Unterſchleife eben 
ſo zur Unterſuchung und Strafe ziehen, als wenn ſie gegen die eigenen inlaͤndi⸗ 
ſchen Geſetze begangen worden wären, = . ; N 
Gegenwaͤrtige Uebereinkunft ſoll unverzuͤglich zur Ratifikation vorgelegt 
und die Auswechſelung der Ratifikations⸗Urkunden ſpaͤteſtens binnen vier Wochen 
in Berlin bewirkt werden. s ö 
Zu Urkunde deſſen iſt dieſelbe von den beiderſeitigen Bevollmaͤchtigten unter 
Beidruͤckung ihres Siegels unterzeichnet worden. ; ee 
Berlin, den Iten Dezember 1829. 


| (L.S) = 
Albrecht Friedrich Eichhorn, Guſtav Adolph v. Strauch, 
Koͤnigl. Preuß. Geh. Legationsrath. Fuͤrſtl. Neußiſcher Kanzler, Regierungs- und 


Konſiſtorial⸗Praͤſident. 


Der vorſtehende Vertrag iſt von Sr. Majeftät dem Koͤnige am Tten April 
1830. und von Ihren Durchlauchten den Fuͤrſten von Reuß⸗Schleitz und Reuß⸗ 
Lobenſtein und Ebersdorf resp. am afen und Sten März 1830. ratiftzirt worden. 


(No. 1253.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 27ſten Mai 1830., wodurch der H. 2. der 
Straf⸗Beſtimmung zum Chauſſeegeld-Tarif vom 28ften April 1828. 


D 2 ergaͤnzt wird. ; i : 

a der H. 2. der Strafbeſtimmung zum Chauſſeegeld-Tarif vom 28ſten 

April 1828. nach Ihrem Berichte vom 19ten Mai c. zu der irrigen Meinung 

Anlaß gegeben hat, daß es erlaubt ſey, ſich auf Chauſſeen vorgelegter Geſpanne 

ohne Entrichtung des Chauſſeegeldes zu bedienen, in ſofern ein ſolcher Vorſpann 

nur die Chauſſee⸗ĩHebeſtelle nicht paſſire: fo will Ich zur Berichtigung dieſes 
Irrthums jene Strafbeſtimmung nach Ihrem Antrage dahin ergaͤnzen, 

daß, wer eine Chauſſee mit ſtaͤrkerer Beſpannung befahren hat, als mit 

welcher er die naͤchſte Chauſſee⸗Hebeſtelle paſſirt, bei Vermeidung der 

Defraudations-Strafe verpflichtet ſeyn ſoll, dieſes bei derſelben anzu⸗ 

zeigen, und das volle tarifmaͤßige Chauſſeegeld (jedoch mit Wegfall 

der Steigerung des Satzes in dem im F. 2. der zuſaͤtzlichen Beſtim⸗ 

mung des Tarifs ausgenommenen Falle) von der Geſammtzahl des 

gebrauchten Geſpanns zu entrichten. Berlin, den 27ſten Mai 1830. 


| 0 Friedrich Wilhelm. 
An die Staatsminiſter v. Schuckmann und v. Motz. : 
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5 ; (No. 1254.) 
rei, a a Azul SSSchihtren Ta e 
eee eee BEZ TS für die Lehnskurien im Herzogthume Sachſen. 


ae, eee ee: Al cn; Alben 
ee Eee N R (Vom 28ſten Mai 1830.) 
€ u Er 8 2 ing x ; 2 


.. ½«!ààdinQ.A... m 
A e, la, Sal _ 88 5 Ser 2 
1) Fuͤr eine Lehnsnotiz, nach der Wichtigkeit der Sache 155 20 
5 5 is 6 
2) „ einen Indultſchein a i 
3) - »PVigilanzſchein . STE 5 N — 
| 5 Lehnſchein 2 | 
5 33 „ Muthſchein es--nenenesnennennnn nennen ne — 15 
6) -die Belehnung und Verpflichtung: e 
| a) eines Hauptlehnmannes mit Standesherrſchaften, 
Graf⸗ oder Herrſchaften n . 10 bis 25 — 
mit andern Lehnen nach Verhaͤltniß ihres Werths, 
bis zu 1000 Rthlr. ausschließlich. n 555 20 
bis 2 
von 1000 Rthlr. und darüber. . . -- . . 3 bis 10 — 
ph eines Mitbelehnten, die Halfte der vorſtehenden Saͤtze. 
7) „ die Dispenſation vom perſoͤnlichen Erſcheinen des Vaſallen ; 
zur Ableiſtung der Lehnspflich ..... „. . 2 15 
8) = einen Lehnbrief, bei einem Kauf⸗ oder Annahme⸗Preiſe : 
des Lehns von 10000 Rthlr. und darunter .. e 1 bis 3 — 
Diieſer Satz ſteigt mit jedem 10000 Rthlr. um 1 Rthlr./ 
An Schreibgebühren bei Lehnbriefen, deren Ausfer⸗ ; 
tigung auf Pergament verlangt wird, für den Bogen..| 1 
Die Auslagen fuͤr Pergament, Kapſel, Schnur und N 
Wachs werden beſonders bezahlt. 
9) = den Konſens zur Veräußerung oder Verpfaͤndung eines 
s Lehns, bei rl Rs 
von 20 Kthlr. bis 2000 Kthlr. ausſchließlich. 2 5 
a = ig 
„2000 Rthlr. bis 10000 Rthlr. 2 bis 1 — 
- 10000 Rthlr. bis 100000 Rthlr. und daruͤber. . 5 bis 20 — 


10) Fuͤr alle ſonſtige in Lehnsfachen vorkommende Geſchaͤfte werden die Gebühren 
nach den in der Gebuͤhrentaxe fuͤr die Landesjuſtizkollegia vom 23ſten Auguſt 
1818. beſtimmten Saͤtzen erhoben; wogegen alles, was nach fruͤherer Obſer⸗ 

vanz als Lehnsdouceur, oder unter einer andern Benennung entrichtet worden 
iſt, wegfaͤllt, und weder gefordert, noch angenommen werden darf. 
Gegeben Berlin, den 28ſten Mai 1830, 


8 5 Friedrich Wilhelm. 


Graf o. Danckelman. 


